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aus Sri Lanka waren aufgrund von Dro-
hungen und Einschüchterungen durch 
ihre Regierung zum Teil gar nicht erst an-
gereist oder vermieden es, das UN-Ge-
bäude zu betreten. Die Hohe Kommissa-
rin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte und die Ratspräsidentin betonten 
energisch die Freiheit des Wortes gerade 
in den Räumen der UN. Vermutlich hat 
das dreiste Auftreten der Regierung Sri 
Lankas zum klaren Ergebnis der Resolu-
tion (19/2) beigetragen: 24 Ja-, 15 Nein-
Stimmen bei acht Enthaltungen. Die Re-
solution weist dem Amt der Hohen Kom- 
misssarin für Menschenrechte (OHCHR) 
eine Rolle bei der Aufarbeitung schwerer 
Menschenrechtsverletzungen in der jün-
geren Vergangenheit zu. Der Bericht soll-
te zur März-Sitzung 2013 vorliegen. Es 
war zwar nicht zu erwarten, dass die Re-
gierung sich die Resolution zu eigen macht, 
aber all jene in Sri Lanka, die sich für eine 
Aufarbeitung einsetzten, fühlten sich be-
stätigt und ermuntert. 

Besondere Aufmerksamkeit erfuhr die 
vom Rat im Juni 2011 in Auftrag (17/19) 
gegebene Podiumsdiskussion zu Men-
schenrechten, sexueller Orientierung und 
Gender-Identität. Die Staaten der Orga-
nisation der Islamischen Zusammenar-
beit (OIC) hatten im Vorfeld mit einem 
Boykott gedroht, und zu Beginn der Dis-
kussion verließ auch die Mehrzahl der 
OIC-Staaten aus Protest den Raum. Po-
litisch aufgewertet wurde die Veranstal-
tung durch eine Video-Botschaft des UN-
Generalsekretärs. Er unterstrich, dass es 
sich bei sexuell motivierter Gewalt und 
feindseligen Belästigungen um Verletzun-
gen des Völkerrechts handelt. Laut Bericht 
des OHCHR werden gleichgeschlechtliche 
Beziehungen zwischen Erwachsenen in 76 
Ländern kriminalisiert (A/HRC/19/41). 

Das neue Mandat eines/r Unabhängi-
gen Experten/in zum Thema Menschen-
rechte und Umwelt (19/34) befasst sich 
mit den menschenrechtlichen Verpflich-
tungen im Hinblick auf eine sichere, sau-
bere, gesundheitsförderliche und nachhal-
tige Umwelt. Das OHCHR hatte dazu ei- 
ne Studie präsentiert (A/HRC/19/34) und 
die Einrichtung eines solchen Mandats 
befürwortet. Es blieb jedoch der zwie-
spältige Eindruck zurück, dass Staaten 
wie die Schweiz, die USA und ein Groß-
teil der EU damit liebäugeln, dieses Man-
dat als Hürde gegen ein Mandat zum The-
ma Menschenrechte und Klimawandel 
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Der Menschenrechtsrat der Vereinten Na-
tionen (MRR) hielt im Jahr 2012 turnus-
gemäß drei reguläre Tagungen ab (19. 
Tagung: 27.2.–23.3.; 20. Tagung: 18.6.–
6.7.; 21. Tagung: 10.–28.9.) sowie eine 
Sondertagung zur Menschenrechtslage 
in Syrien (1.6.). Diese 19. Sondertagung 
nahm die Morde in El-Houleh zum An-
lass und verurteilte entschieden die Un-
fähigkeit und den Unwillen der syrischen 
Regierung, die Menschenrechte zu schüt-
zen (Resolution S-19/1). Der Rat beschloss 
im Jahr 2012 zwei neue Ländermandate 
(Belarus und Eritrea), verabschiedete drei 
neue Länderresolutionen (Syrien, Sri Lan-
ka und Mali) und richtete ein neues the-
matisches Mandat zu Umwelt und Men-
schenrechten ein. Der MRR verabschie- 
dete insgesamt 100 Resolutionen, Be-
schlüsse (Decisions) und Erklärungen des 
Präsidenten (Presidential Statements). 

19. Tagung

Auf seiner 19. Tagung setzte der Men-
schenrechtsrat den Trend zu einer norm-
gerechteren Arbeit des Rates aus dem Vor-
jahr fort. Die Länderresolution zu Nord- 
korea wurde ohne Abstimmung angenom
men (A/HRC/RES/19/13). China, Kuba 
und Russland distanzierten sich jedoch in 
Erklärungen vom ›Konsens‹. Ohne Ge-
genstimme wurde auch die Länderreso-
lution zu Myanmar (19/21) angenommen. 
Zur Lage der Menschenrechte in Syrien 
gab es gleich zwei Resolutionen, die je-
weils mit eindeutiger Mehrheit verabschie-
det wurden: zum Ausufern der Menschen-
rechtsverletzungen (19/1) mit 37 Ja-, drei 
Nein-Stimmen und drei Enthaltungen 
(vier weitere Staaten hatten nicht abge-
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stimmt) sowie zur Fortsetzung des Län-
dermandats (19/22) mit 40 Ja-, drei Nein-
Stimmen und drei Enthaltungen. Die Un- 
tersuchungskommission wurde erneut ver-
längert und deren Berichte sollen an die 
relevanten UN-Organe (Sicherheitsrat und 
Generalsekretär) für die weitere Befassung 
weitergeleitet werden. Russland und Chi-
na scheiterten, anders als im UN-Sicher-
heitsrat, im MRR mit dem Versuch, die 
Hauptverantwortung des Assad-Regimes 
zu relativieren. Knapp fiel hingegen die 
Verlängerung des Ländermandats zu Iran 
aus (19/12): 22 Ja- und 20 Nein-Stimmen 
bei fünf Enthaltungen.

China scheiterte mit seinem Ansinnen, 
die Regeln der Zulassung zivilgesellschaft-
licher Akteure zu den Sitzungen des Fo-
rums für Minderheitenfragen und des So-
zialforums zu verschärfen. Bislang sehen 
die Zulassungsbestimmungen für diese 
beiden Foren keinen Konsultativstatus 
für teilnehmende, nichtstaatliche Orga-
nisation (NGOs) vor. Auch kleineren Or-
ganisationen wird so die Teilnahme er-
möglicht. Der Antrag Chinas verfehlte die 
notwendige Mehrheit (15 Ja, 18 Nein, 12 
Enthaltungen). Die eigentliche Resolution 
über das Forum für Minderheitenfragen 
(19/23) ging dann ohne Abstimmung 
durch.

Optimistisch stimmt der Anstieg regi-
onenübergreifender Initiativen. Allein im 
Rahmen der 19. Tagung gab es eine Rei-
he gemeinsamer Resolutionen: etwa von 
Costa Rica, der Côte d�����������������’����������������Ivoire, Deutsch-
land, Ecuador, den Malediven, Marokko, 
Mauritius, Peru, der Schweiz, Slowenien 
und Uruguay zu Menschenrechten und 
Umwelt (19/10). Weitere solche Resolu-
tionen gab es zur Partizipation von Men-
schen mit Behinderung im politischen und 
öffentlichen Leben (19/11), zu Förderung 
und Schutz der Menschenrechte bei fried-
lichem Protest (19/35), zum Recht der Re-
gistrierung der Geburt und dem Recht 
auf rechtliche Anerkennung der Person 
(19/9), zu Menschenrechten, Demokra-
tie und Rechtsstaat (19/36), zur Lage der 
Menschenrechte in Nordkorea (19/13), zu 
Kinderrechten (19/37) und zur Rolle gu-
ter Regierungsführung (19/20). Allein für 
die Europäische Union scheint eine solche 
Kooperation immer noch gewöhnungs-
bedürftig zu sein. 

Schockierend verlief die Auseinander-
setzung um eine Länderresolution zu Sri 
Lanka. Menschenrechtsverteidiger/innen 
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aufzubauen. Die Regierungsvertreter Ban-
gladeschs, Boliviens und Brasiliens äußer-
ten diese Vermutung recht unverblümt. 

20. Tagung

Die 20. Tagung des Rates verabschiede-
te zwei neue Mandate für länderspezifi-
sche Sonderberichterstatter: zu Belarus 
(20/13) und Eritrea (20/20). Das Länder-
mandat zu Belarus führte die Länderre-
solution aus dem Jahr 2011 fort und schuf 
nun einen Sonderberichterstatter. Trotz 
einiger Vorbehalte von Ländern wie Cos-
ta Rica, Indonesien, Kirgisistan, Mexiko 
oder Uruguay, die den Mehrwert des Son-
derberichterstatters gegenüber des voran-
gegangenen Monitorings durch das OH-
CHR nicht erkennen konnten, erhielt das 
Mandat eine Mehrheit. Das Länderman-
dat zu Eritrea stellte ein Novum dar. Es 
war das erste Mal, dass Staaten der Af-
rika-Gruppe – Dschibuti, Nigeria und So-
malia – ein Mandat gegen den ausdrück-
lichen Willen eines Staates ihrer Regio- 
nalgruppe einbrachten. Außerdem wichen 
China, Kuba und Russland von ihrem 
Prinzip ab, keine Länderresolution ohne 
Abstimmung passieren zu lassen, wenn 
das betroffene Land nicht zustimmt. So 
wurde die Resolution ohne Abstimmung 
angenommen, wenngleich China, Kuba 
und Russland zu Protokoll gaben, dass 
dies keinen Konsens darstelle. Interessant 
ist außerdem, dass der MRR eine Exper-
tin mit dem Mandat betraute. Sheila Beed-
wantee Keetharuth aus Mauritius wird 
das Ländermandat in einer fast ausschließ-
lichen Männerdomäne ausüben.

Ebenso verabschiedete der Rat im 
Konsens eine Länderresolution zu Mali 
(20/17) mit einem Monitoringauftrag an 
das OHCHR. Der MRR setzte zudem ei-
ne Arbeitsgruppe zwecks Ausarbeitung 
eines Entwurfs zu einem Recht auf Frieden 
ein, wenngleich dieses Recht umstritten 
blieb (20/15). Eine weitere Resolution zur 
Lage der Menschenrechte in Syrien (20/22) 
erhielt zwar wieder eine deutliche Mehr-
heit, konnte aber keinen Weg einer effek-
tiven Einmischung zur Verbesserung der 
Menschenrechtslage aufzeigen und geriet 
so ungewollt zum Ausdruck der Macht-
losigkeit.

21. Tagung

Hervorzuheben sind hier Resolutionen 
über Richtlinien zu extremer Armut und 
Menschenrechte (21/11) und zur Einrich-

tung einer Arbeitsgruppe zu den Rechten 
von Kleinbauern (21/19). Die erste wurde 
im Konsens, die zweite per Abstimmung 
angenommen. Ein weiteres Novum stellte 
der Beschluss (21/1) dar, Eritrea aus dem 
vertraulichen Beschwerdeverfahren her-
auszunehmen. Die Dokumente zu den Fäl-
len werden der Sonderberichterstatterin 
zur Verfügung gestellt und im öffentlichen 
Verfahren weiter behandelt.

Die Tagung hatte der UN-Generalse-
kretär mit einer Video-Ansprache eröff-
net und betont, dass Staaten die Pflicht 
hätten, Menschenrechtsverteidiger/innen 
bei der Umsetzung ihrer Aufgaben zu 
schützen. Er nahm Bezug auf die Ein-
schüchterungen durch die Regierung Sri 
Lankas während der März-Tagung. Die 
Einschüchterung von Menschenrechtsver-
teidiger/innen war auch Thema einer halb-
tägigen Podiumsdiskussion. Einige Staa-
ten ließen jedoch erkennen, dass sie die 
Aktivitäten von Menschenrechtsverteidi-
ger/innen weiterhin unter den Vorbehalt 
der Aufrechterhaltung der nationalen Si-
cherheit und öffentlichen Ordnung stellen 
werden. In einer gemeinsamen Stellung-
nahme forderten NGOs hingegen, für den 
März 2013 eine Resolution vorzubereiten, 
in der Maßnahmen gegen Einschüchte-
rungsversuche aufgelistet werden sollten.

Einen Rückschritt gegenüber der ver-
besserten, opfer-orientierten Arbeit des 
MRR bedeutete die von Russland initi-
ierte Resolution, die Rolle traditioneller 
Werte bei der Umsetzung der Menschen-
rechte abzuwägen (21/3). Es handelt sich 
um eine verklausulierte Infragestellung 
der Universalität der Menschenrechte. So 
werden in Russland unter Verweis auf den 
Begriff ›Tradition‹ immer häufiger Frauen-
rechte ausgehebelt oder die Aktivitäten 
von NGOs unterbunden. Die Resolution 
beauftragt den Beratenden Ausschuss (Ad-
visory Committee), den vorliegenden Ent-
wurf einer entsprechenden Studie abzu-
schließen. Es ist zu hoffen, dass der Aus- 
schuss den Entwurf entscheidend nach-
bessert.

Resümee

In die Länderevaluierung ist auch im Jahr 
2012 Bewegung gekommen. Die Palette 
an Maßnahmen umfasst mehr als die Ein-
berufung einer Sondertagung, die Ernen-
nung eines Sonderberichterstatters oder 
das Angebot technischer Hilfe. Dring-
lichkeitsdebatten, Monitoring durch das 

OHCHR, die öffentliche Auswertung im 
Plenum oder Ad-hoc-Tatsachenermitt-
lungsmissionen ermöglichen eine offizi-
elle Befassung mit einer Ländersituation 
unterhalb der Schwelle einer Resolution. 
Was ursprünglich durch die Fünf-Jahres-
Überprüfung der Arbeitsweise des Rates, 
die im Jahr 2011 durchgeführt wurde, 
erreicht werden sollte, dort jedoch blo-
ckiert wurde, hat sich nun in der alltägli-
chen Arbeit des Rates etabliert. Dies ist 
jedoch keine Garantie für die Zukunft. 
Politische Umbrüche in einzelnen Ländern 
und eine andere Zusammensetzung des 
Rates lassen das Pendel möglicherweise 
wieder zurückschwingen. Wenngleich die 
Zusammenarbeit von Staaten aus unter-
schiedlichen Regionalgruppen in gemein-
samen Initiativen zunimmt und somit Ver-
trauen gebildet werden kann.

Unbeschadet der positiven Dynamik 
war allerdings ebenso festzustellen, dass 
die Bewertung des Rates in Bezug auf die 
Lage der Menschenrechte etwa in Mali, 
Sudan oder Jemen der der wirklichen Si-
tuation der Opfer nicht gerecht wurde, 
und die Resolutionen nur schwache An-
forderungen an die staatlichen Pflichten 
formulierten. So könnte die Rolle des OH-
CHR stärker hervorgehoben werden, des-
sen Kompetenz gerade in Ländersituatio-
nen wie Mali, Somalia oder Südsudan 
gefragt wäre.

Wie brüchig das bisher im Rat Erreich-
te ist, zeigen nicht zuletzt die immer wie-
derkehrenden und polarisiert geführten 
Auseinandersetzungen um die personelle 
Zusammensetzung des OHCHR, die frei-
willigen, zweckgebundenen Finanzhilfen 
für die Arbeit ausgesuchter Mandatsträger 
sowie die Versuche, die Sonderberichter-
statter/Unabhängigen Experten/Arbeits-
gruppen und das OHCHR an das Gän-
gelband des MRR zu legen. Ebenso gibt 
es auch bei den westlichen Staaten Regie-
rungen, die im Zweifelsfall mehr sich selbst 
zu schützen suchen als Menschenrechte 
und Opfer von Menschenrechtsverletzun-
gen. Angesichts der Erfahrungen aus der 
Afrika-Staatengruppe wäre es angebracht, 
dass westliche Staaten einen kritischen 
Blick in ihre Hinterhöfe werfen und da-
rüber im MRR berichten. Die USA hat-
ten im Juni 2010 mit ihrer selbstkriti-
schen Befassung des Berichts zu globalen 
Praktiken geheimer Haftzentren in 66 
Staaten (A/HRC/13/42) schon einmal ei-
nen Anfang gemacht.


